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Michael Schwemmle, Stuttgart 

1. 
Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf einer von 
Claus Zanker, Daniela Matthäi und mir erarbeiteten und 
im Dezember 2006 veröffentlichten Studie zu den Be-
schäftigungsbedingungen bei den neuen Brief-
dienstleistern in Deutschland, welche - ihrer medialen 
und politischen Resonanz nach zu urteilen - offensicht-
lich ein ausgeprägtes Informationsbedürfnis adressieren 
konnte.183 Im Zentrum dieser Untersuchung standen 
Fragen nach der Qualität der bei den Lizenznehmern am 
Briefmarkt in den Jahren seit 1998 entstandenen Arbeits-
plätze. Ziel der Studie war es, hier über vielfältig bekannt 
gewordene, meist jedoch eher anekdotisch gebliebene 
Einzeleindrücke hinaus zu gelangen und zu einer belast-
bareren empirischen Basis für die Beurteilung der Be-
schäftigungsqualität in einem wachsenden Segment des 
Briefmarkts beizutragen. Wir haben uns dabei auf die 
neuen Briefdienstleister konzentriert und hier auf die in 
der Zustellung Tätigen.184 Im Vorfeld der für das Jahr 
2008 anstehenden kompletten Öffnung des deutschen 
Briefmarktes thematisiert unsere Untersuchung vor allem 
das Problem, ob und in welchem Ausmaß bei den neuen 
Anbietern prekäre Beschäftigung - insbesondere in den 

                                                           
183 Unter „www.input-consulting.com/download/200612_Liberalisierung-
Prekarisierung-Briefmarkt_Input.pdf“ steht die komplette Studie mit dem Titel „Liberali-
sierung und Prekarisierung - Beschäftigungsbedingungen bei den neuen Brief-
dienstleistern in Deutschland“ zum Download zur Verfügung. 
184 Die Verhältnisse bei der Deutschen Post AG standen nicht im Fokus unserer 
Erhebungen. Der verschiedentlich als Kritik an unserer Studie gemeinte Hinweis, 
diese gleiche sich in puncto Beschäftigungsbedingungen sukzessive dem Verhalten 
ihrer Wettbewerber an, begreifen wir allerdings nicht als Gegenargument, sondern als 
Bestätigung unserer These zu der Wahrscheinlichkeit von „Rückkopplungseffekten“: 
„Gelingt es … nicht, die Verhältnisse bei den Lizenznehmern als bisherigen Profiteu-
ren der Prekarisierung nachhaltig zu verbessern, so besteht angesichts der ausge-
prägten Asymmetrien in puncto Beschäftigungsbedingungen am Briefmarkt die akute 
Gefahr, dass auch die Standards bei der Deutschen Post AG unter zunehmenden 
Absenkungsdruck geraten.“ (Studie, S. 91) 

Dimensionen „Beschäftigungsstabilität“, „Teilhabe“ und 
„Einkommen“ 185 - festzustellen ist. 
Die unseren Ergebnissen zugrundeliegenden Daten wur-
den im zweiten Halbjahr 2006 erhoben und basieren u.a. 
auf der Auswertung von 
- 218 Stellenanzeigen der Bundesagentur für Arbeit 

zu Tätigkeiten als „Postzusteller“ (KW 30/06), 
- 55 Fragebogen, die von Lizenznehmern schriftlich 

beantwortet wurden, 
- 16 Experteninterviews, 
- Arbeitsverträgen aus dem Bereich der Lizenzneh-

mer. 
Unseren Resultaten zu den durchschnittlichen Einkom-
men liegen Daten von insgesamt 53 Unternehmen 
zugrunde, von denen wir über Angaben zu Entgelten pro 
Zeiteinheit verfügten.186 
2. 
Unsere wesentlichen Befunde stellen sich wie folgt dar: 
2.1. 
In der Dimension „Beschäftigungsstabilität“ zeigt sich, 
dass voll sozialversicherungspflichtige, langfristig ange-
legte Arbeitsverhältnisse bei den Lizenznehmern im 
Briefmarkt zu einem weitgehend atypischen Muster 
geworden sind. Mit einem Minijob-Anteil von 62,3% 
(2004) und einer weiten Verbreitung befristeter Arbeits-

                                                           
185 Damit sind drei Dimensionen angesprochen, die gemeinhin als konstitutive 
Definitionsmerkmale prekärer Beschäftigung gelten: „Unter den Begriff ‚Prekäre 
Beschäftigung‘ fallen Arbeitsverhältnisse mit niedrigen Löhnen, die häufig nicht auf 
Dauer und Kontinuität angelegt sind, keine Absicherung durch die Sozialversicherung 
und nur geringe arbeitsrechtliche Schutzrechte aufweisen.“ (IAB-Spezial Prekäre 
Beschäftigung: http://iab.de/asp/X_info/dokSelect.asp?pkyDokSelect=27&show=Lit) 
186 Darüber hinaus hatten wir Daten von 36 Unternehmen zu Stücklöhnen zur Verfü-
gung, die jedoch aus methodischen Gründen nicht in die Durchschnittsberechnung 
Eingang gefunden haben. 
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verträge dominieren hier Beschäftigungsformen, die 
durch ein hohes Maß an Unsicherheit, Instabilität und 
Abhängigkeit charakterisiert sind. Der Anteil voll sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung bei den Lizenz-
nehmern ist von 45,9% im Jahr 1999 auf 37,7% im Jahr 
2004 zurückgegangen. Der Anteil von Minijobs an der 
Gesamtbeschäftigtenzahl liegt bei den Lizenznehmern 
am Briefmarkt mittlerweile höher als in dem traditionell 
von geringfügiger Beschäftigung geprägten Reinigungs-
gewerbe oder in der Gastronomie. 
2.2. 
In der Dimension „Teilhabe“ ist zu konstatieren, dass es 
den Arbeitnehmern bei den neuen Briefdienstleistern in 
ihrer großen Mehrheit an der Möglichkeit fehlt, ihre 
beruflichen Interessen durch Nutzung institutionell gesi-
cherter Partizipationschancen - z.B. durch die Wahl von 
Betriebsräten oder eine Mitarbeit in diesen187 - zu vertre-
ten oder ihre Arbeitsbedingungen mittels kollektiver 
Einflussnahme - z.B. durch Tarifverträge - zu gestalten. 
Mangels ausreichender „Primärmacht“ und aufgrund der 
durch Hierarchie und Autorität geprägten Personalfüh-
rungsmethoden, wie sie für viele der Lizenznehmer ty-
pisch zu sein scheinen, bleiben ihnen auch Optionen 
individueller und informeller Teilhabe an den sie betref-
fenden Entscheidungen weitestgehend verwehrt. 
2.3. 
In der im Blick auf die aktuelle Debatte um einen bran-
chenspezifischen Mindestlohn besonders relevanten 
Dimension „Einkommen“ sind wir zu folgenden Ergeb-
nissen gekommen: 
Der durchschnittliche Stundenlohn (Median), der von 
den neuen Briefdienstleistern an ihre Beschäftigten in der 
Zustellung bezahlt wird, beträgt nach unseren Erhebun-
gen in Westdeutschland 7,00 Euro und in Ostdeutschland 
5,90 Euro. Das auf Basis dieser Stundenlöhne durch-
schnittlich zu erzielende monatliche Brutto-Entgelt (Me-
dian) liegt im Falle einer 38,5-Stundenwoche bei 1.169 
Euro in Westdeutschland und bei 985 Euro in den neuen 
Bundesländern inklusive Berlin. 
Ordnet man diese Entgeltdaten vergleichend ein, so wird 
deutlich, dass die bei den Lizenznehmern im Durch-
schnitt erzielbaren Einkommen 
- in Westdeutschland um rund 40% und in Ost-

deutschland um rund 50% unter dem Einstiegsgehalt 
für Zustellkräfte bei der Deutschen Post AG liegen; 

- in Westdeutschland um rund 31% und in Ost-
deutschland um rund 20% unter den jeweiligen 
Niedriglohnschwellen (zwei Drittel des Medianloh-
nes) dieser Regionen rangieren; 

- insofern als nicht existenzsichernd einzustufen sind, 
als sie für Westdeutschland um rund 11% und für 
Ostdeutschland um rund 17% geringer ausfallen als 
ein Arbeitseinkommen, mit dem sich der Mindest-
bedarf nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbu-
ches II decken lässt. Relevante Teile der Erwerbstä-
tigen bei den neuen Briefdienstleistern erfüllen folg-
lich selbst im Falle einer Vollzeitbeschäftigung die 
Kriterien der Hilfebedürftigkeit nach SGB II und 
haben Anspruch auf ergänzendes Arbeitslosengeld 
II. 

Einen Überblick zu den im Briefsektor üblichen Entgel-
ten vermittelt die nachstehende Tabelle: 

                                                           
187 Unseren Erhebungen zufolge gibt es nur bei 3,5% aller betriebsratsfähigen 
Unternehmen unter den Lizenznehmern auch tatsächlich eine betriebliche Interessen-
vertretung. 

3. 
Zentrale Feststellungen unserer Studie werden durch die 
jüngst bekannt gewordenen Zwischenergebnisse einer 
von der Bundesnetzagentur seit Juni 2007 durchgeführ-
ten Vollerhebung im wesentlichen bestätigt.188 Basierend 
auf Angaben, die nach Einschätzung der Bundes-
netzagentur rund 85% der Arbeitnehmer bei den Lizenz-
nehmern abdecken, gehen diese von einem durchschnitt-
lichen Stundenlohn für Briefzusteller in Höhe von 7,33 
Euro aus. Die Durchschnittswerte für die neuen Bundes-
länder liegen dabei noch deutlich unter dieser Marke und 
rangieren zwischen 5,68 Euro (Brandenburg) und 6,68 
Euro (Sachsen).189 Auch nach den Befunden der Bundes-
netzagentur fällt das durchschnittliche Entgelt eines 
Zustellers bei den neuen Briefdienstleistern um rund 40% 
niedriger aus als der von ihr ermittelte Durchschnitts-
verdienst von Briefzustellern der Deutschen Post AG. 
Ebenso liegt dieses deutlich unter der Niedriglohn-
schwelle. Die Daten der Bundesnetzagentur unterstrei-
chen zudem unsere Feststellung, dass die Briefzusteller 
bei den Lizenznehmern großteils keine individuell exis-
tenzsichernden Entgelte erreichen und insoweit Anspruch 
auf ergänzendes Arbeitslosengeld II haben. 
4. 
Die Ergebnisse unserer Studie zeigen zusammengefasst, 
dass 
- die bei den neuen Anbietern am deutschen Brief-

markt entstandenen Arbeitsplätze ein ausgeprägt 
prekäres Potenzial in puncto Beschäftigungsstabili-
tät, Teilhabe und Einkommen aufweisen; 

- das Arbeitsmarktsegment der Briefdienstleister in 
der Frage der Beschäftigungsbedingungen von einer 
starken Asymmetrie zwischen dem marktbeherr-
schenden Unternehmen und dessen Wettbewerbern 
gekennzeichnet ist; 

- die Mehrheit der Lizenznehmer ein Geschäftsmodell 
verfolgt, das vornehmlich auf den Kostenvorteilen 
prekärer Beschäftigung basiert; 

- trotz rechtlicher Vorkehrungen - zu nennen sind hier 
vor allem die sozialen Lizenzauflagen nach § 6 Abs. 
3 S. 1 Nr. 3 PostG - entsprechende Regulierungsan-

                                                           
188 Bundesnetzagentur: Umsetzung des Beschlusses des Beirats vom 02.07.07 zu 
den Arbeitsbedingungen im Briefmarkt - Informationen für die 58. Sitzung des Beirats 
am 12.11.2007. Aktueller Stand und Zwischenergebnisse der Vollerhebung 
(29.10.2007) 
189 Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist zum einen zu bedenken, dass ein Teil 
der Lizenznehmer bis dato die Anfrage der Bundesnetzagentur noch nicht beantwortet 
hat, zum anderen, dass die Antworten durch die seit Monaten geführte kritische 
Diskussion über Niedriglöhne bei den neuen Briefdienstleistern nicht unbeeinflusst 
geblieben sein dürften. Beide Aspekte begründen die Vermutung, dass die tatsächli-
chen bzw. die abschließend von der Bundesnetzagentur ermittelten Durchschnittslöh-
ne eher noch niedriger liegen könnten als die derzeitigen Zwischenergebnisse. 



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 16(11)771 

  49 

sätze in Deutschland bis dato ohne Wirkung geblie-
ben sind. 

Es kann nach unserer Einschätzung keinen begründeten 
Zweifel daran geben, dass sich die Prekarisie-
rungsproblematik im Falle der endgültigen wettbewerbli-
chen Öffnung des Briefmarktes zum 1. Januar 2008 und 
unter ansonsten gleichbleibenden Randbedingungen 
weiter verschärfen würde. Damit droht ein Sektor mit 
traditionell abgesicherten Beschäftigungs- und Einkom-
mensbedingungen zunehmend in die Zone von Niedrig- 
und Niedrigstlöhnen abzugleiten.5. 
Die problematischen Implikationen prekärer Beschäfti-
gung am Briefmarkt begründen die Notwendigkeit ge-
eigneter Gegenmaßnahmen. Wir haben in unserer Stu-
die - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - die folgenden 
fünf Handlungsoptionen angeführt, die hier potenziell 
zielführend sein könnten: 
- Eine Aussetzung oder Verlangsamung der geplanten 

Marktöffnung; 
- eine Flankierung der weiteren Liberalisierung durch 

effektive Anwendung des Regulierungsinstruments 
der sozialen Lizenzauflagen; 

- die verstärkte Berücksichtigung sozialer Standards 
bei der Auftragsvergabe öffentlicher Instanzen durch 
Tariftreueklauseln; 

- eine tarifvertragliche Regulierung der Beschäfti-
gungsbedingungen bei den neuen Brief-
dienstleistern; 

- die Durchsetzung eines allgemeinen oder branchen-
spezifischen Mindestlohnes. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte „Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes“ (BT-Drucksache 16/6735) 
konstatiert zu Recht, dass „im Bereich der Postdienst-
leistungen … im Zuge des zum 1. Januar 2008 auslau-
fenden Postmonopols kurzfristig Handlungsbedarf 
(besteht)“. Angesichts dieses Zeitdrucks und der Tat-
sache, dass vier der oben genannten fünf Handlungs-
optionen aus unterschiedlichen Gründen im verblei-
benden Zeitraum bis zum Jahresende nicht mehr 
wirksam zur Anwendung gebracht werden können, 
befürworten wir die Zielsetzung wie auch den Lö-
sungsansatz des Gesetzentwurfes der Bundesregie-
rung uneingeschränkt. 
 

 
 




